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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Rechtsausschuss, folgende 

Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Erklärung des Europäischen Parlaments vom 10. März 2011 zur 

Einführung eines Europäischen Statuts für Gesellschaften auf Gegenseitigkeit, Verbände 

und Stiftungen, 

– unter Hinweis auf die Machbarkeitsstudie des Max-Planck-Instituts für ausländisches und 

internationales Privatrecht und der Universität Heidelberg über die Einführung eines 

Europäischen Stiftungsstatuts (2008), 

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Rates über das 

Statut der Europäischen Stiftung (FE), 

– unter Hinweis auf die Folgenabschätzung der Kommission als begleitendes Dokument 

zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Statut der Europäischen Stiftung 

(FE), 

– unter Hinweis auf die Urteile des Europäischen Gerichtshofs in den Rechtssachen C-

386/04 (Centro di Musicologia Walter Stauffer gegen Finanzamt München für 

Körperschaften)1, C-318/07 (Hein Persche gegen Finanzamt Lüdenscheid)2 und C-25/10 

(Missionswerk Werner Heukelbach e.V. gegen État belge)3, 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich 

im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten (europäische 

Staatsbürgerschaft), 

A. in der Erwägung, dass es in der Union etwa 110 000 gemeinnützige Stiftungen gibt, die 

zusammen ein geschätztes Vermögen von ungefähr 350 Mrd. EUR aufweisen, dem 

Gesamtausgaben von etwa 83 Mrd. EUR gegenüberstehen, und die Arbeitsplätze für 

750 000 bis 1 000 000 Europäer bieten; 

B. jedoch in der Erwägung, dass ein Teil der Menschen, die bei den Stiftungen arbeiten oder 

dort beschäftigt sind, ehrenamtlich tätig sind und nicht für ihr Engagement bezahlt 

werden; 

C. in der Erwägung, dass die Existenz und die Tätigkeiten gemeinnütziger Stiftungen in der 

Union in den Bereichen allgemeine und berufliche Bildung, Forschung, Soziales und 

Gesundheit, historisches Gedächtnis und Aussöhnung zwischen den Völkern, 

Umweltschutz, Jugend und Sport sowie Kunst und Kultur von entscheidender Bedeutung 

sind und dass viele ihrer Maßnahmen weit über nationale Grenzen hinaus wirken; 

                                                 
1 Slg. 2006, S. I-8203. 
2 Slg. 2009, S. I-359. 
3 Slg. 2011, S. I-497. 
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D. in der Erwägung, dass es in der Union mehr als 50 verschiedene Gesetze im Zivil- und 

Steuerrecht für Stiftungen und zahlreiche komplexe Verwaltungsabläufe gibt, die 

Schätzungen zufolge bis zu 100 Mio. EUR jährlich an Beratungskosten verursachen, die 

wiederum nicht mehr für gemeinnützige Zwecke zur Verfügung stehen; 

E. in der Erwägung, dass Stiftungen insbesondere aufgrund rechtlicher, steuerrechtlicher und 

administrativer Hindernisse, die kosten- und zeitintensive Verwaltungsprozesse mit sich 

bringen, sowie aufgrund des Fehlens geeigneter Rechtsinstrumente davon abgehalten 

werden oder Schwierigkeiten haben, sich in einem anderen Mitgliedstaat zu betätigen oder 

sich dort verstärkt zu engagieren; 

F. in der Erwägung, dass in Zeiten klammer Staatskassen, von denen vor allem kulturelle 

und künstlerische Aktivitäten sowie Bildung und Sport betroffen sind, das finanzielle und 

soziale Engagement von Stiftungen unerlässlich ist, wobei Stiftungen staatliches Handeln 

zum Gemeinwohl lediglich unterstützen, aber nicht ersetzen können; 

G. in der Erwägung, dass es sich bei der steuerrechtlichen Behandlung nicht um die 

Harmonisierung des Steuerrechts handelt, sondern um die Anwendung des 

Nichtdiskriminierungsgebots, weshalb für die FE und ihre Spender grundsätzlich 

automatisch dieselben Vorschriften und Steuervergünstigungen wie für nationale 

gemeinnützige Einrichtungen gelten; 

H. in der Erwägung, dass die Einführung eines gemeinsamen Europäischen Stiftungsstatuts 

die Bündelung und den Transfer von Ressourcen, Wissen und Spenden sowie die 

Umsetzung von transeuropäischen Aktivitäten ernorm erleichtern könnte; 

Empfehlungen 

1. begrüßt, dass die Verhandlungen im Rat hinsichtlich der Schaffung eines Europäischen 

Stiftungsstatuts unter irischem Ratsvorsitz wieder an Fahrt aufgenommen haben; 

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, das Momentum zu nutzen, um an einer schnellen und 

umfassenden Einführung des Statuts mit allen Garantien der Transparenz zu arbeiten, 

damit Hemmnisse für die grenzüberschreitende Aktivität von Stiftungen abgebaut werden 

können und die Gründung neuer Stiftungen, die den Bedürfnissen der auf dem Gebiet der 

Union ansässigen Menschen Rechnung tragen oder Aufgaben wahrnehmen, die 

gemeinnützig sind oder im allgemeinen Interesse liegen, gefördert werden kann; betont, 

dass die Schaffung eines solchen Statuts zur Verwirklichung der europäischen 

Staatsbürgerschaft beitragen und den Weg für ein Statut des Europäischen Vereins ebnen 

würde; 

3. betont, dass die FE zur Entwicklung einer wirklich europäischen Kultur und Identität 

beitragen sollte; 

4. weist darauf hin, dass durch die FE zwar eine neue Rechtsform geschaffen würde, dass 

deren Umsetzung allerdings über bestehende Strukturen in den Mitgliedstaaten 

vorgesehen ist; 

5. verweist auf die Vorschläge des Berichts von 2011 über das Europäische Jahr der 
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Freiwilligentätigkeit und fordert die Kommission auf, diese Vorschläge konkret zu 

berücksichtigen; 

6. begrüßt, dass das Statut Mindeststandards hinsichtlich der Transparenz, der 

Rechenschaftspflicht, der Aufsicht und des Einsatzes des Geldes festlegt, die wiederum 

Bürgern wie Spendern als Gütesiegel dienen können und dadurch das Vertrauen in die FE 

sichern und die Entwicklung von deren Aktivitäten in der Union zum Wohle aller Bürger 

voranbringen können; 

7. hebt das Potenzial von Stiftungen im Hinblick auf die Schaffung von Arbeitsplätzen für 

junge Menschen hervor, bei denen die Arbeitslosigkeit alarmierende Ausmaße 

angenommen hat; 

8. verweist darauf, dass die Dauerhaftigkeit, Ernsthaftigkeit und Lebensfähigkeit einer 

Stiftung sowie die Effektivität der Aufsicht im Mittelpunkt stehen müssen, um das 

Vertrauen in die FE zu festigen, und regt in diesem Zusammenhang an, 

– die Mindestkapitalausstattung während der gesamten Zeit der Existenz einer FE bei 

25 000 EUR zu belassen; 

– bei der Festlegung der Schwelle für Stiftungen, deren Abschlüsse geprüft werden 

müssen, die Kapitalausstattung, das Jahreseinkommen und die Anzahl der 

Beschäftigten der Stiftung zu berücksichtigen; für Stiftungen unterhalb dieser 

Schwelle sollte eine unabhängige Prüfung der Abschlüsse genügen; 

– Mitbestimmungsregeln nicht auf ehrenamtlich Beschäftigte auszudehnen; das Statut 

sollte jedoch Freiwilligentätigkeit als ein Leitprinzip fördern; 

– eine Änderung der Stiftungssatzung als Wesen der Stiftung nur durch den Vorstand 

möglich zu machen; 

– das Bestehen der FE in allen Mitgliedstaaten grundsätzlich auf unbegrenzte Zeit 

auszurichten und eine Begrenzung nur dann zu gestatten, wenn diese hinreichend 

gerechtfertigt ist und die Erfüllung des Stiftungszwecks dadurch voll und ganz 

gewährleistet ist; 

– Interessenkonflikte durch vom Stifter unabhängige Organe, das heißt solche, die nicht 

mit dem Stifter in einer familiären oder geschäftlichen Beziehung stehen, innerhalb 

von Stiftungen im Sinne des Kommissionsvorschlags zu vermeiden, jedoch Rücksicht 

darauf zu nehmen, dass die Gründung einer Stiftung im familiären Kontext geschehen 

kann, in dem ein großes Vertrauensverhältnis zwischen Stifter und 

Gremiumsmitgliedern herrscht und die Voraussetzung dafür bildet, dass der Stifter den 

Stiftungszweck über seinen Tod hinaus gesichert weiß; 

– im Sinne einer effektiven Aufsicht sowohl Satzungs- als auch Verwaltungssitz der FE 

im Mitgliedstaat ihrer Gründung anzusiedeln; 

9. regt an, in der Verordnung klarzustellen, dass die Überprüfung der Übereinstimmung der 

tatsächlichen Geschäftsführung mit der Satzung dem Mitgliedstaat obliegt, der die 
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Finanzhoheit über die Stiftung ausübt; 

10. stellt fest, dass die Möglichkeit zur Fusion bestehender FE bislang nicht geregelt ist; 

11. betont, dass die steuerrechtliche Behandlung, die keine Harmonisierung des Steuerrechts 

bedeutet, eine ausgewogene Behandlung der europäischen Stiftungen in der gesamten 

Union ermöglichen wird; 

12. ist der Ansicht, dass mit Partnerschaften zwischen europäischen Stiftungen deren Zugang 

zu Finanzmitteln, darunter zu Mitteln der EU, verbessert werden kann und zwar im 

Hinblick darauf, dass die Stiftungen ihren Daseinszweck erfüllen können; 

13. unterstützt die Anwendung automatisch angewandter nichtdiskriminierender Besteuerung 

ohne Vergleichbarkeitsprüfung und fordert die Mitgliedstaaten auf, auf diese 

hinzuarbeiten, da nur so das volle Potenzial eines gemeinsamen Stiftungsstatuts 

ausgeschöpft werden kann. 
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BEGRÜNDUNG 

Stiftungen nehmen in der Europäischen Union eine wichtige Rolle ein: Sie sind in 

Schlüsselbereichen, wie der Bildung, der Forschung, dem Sozialbereich, der Gesundheit, dem 

Umweltschutz, der Talentförderung, dem Bereich Jugend und Sport oder dem Bereich Kunst 

und Kultur tätig. Aus ihren Erträgen oder Spendengeldern investieren sie hohe Summen in 

gemeinnützige Zwecke, nehmen gezielte Förderungen vor, initiieren Projekte oder sind selbst 

operativ tätig, z. B. als Denkfabriken. In der EU stellen sie einen wichtigen Arbeitgeber in der 

Zivilgesellschaft dar und leben durch das ehrenamtliche Engagement von zahlreichen 

freiwilligen Helfern. 

Immer öfter sind Stiftungen auch grenzüberschreitend aktiv, denn die wenigsten Bereiche, in 

denen sie tätig sind, machen an nationalen Grenzen halt: Gesundheitsforschung, 

Klimawandel, Bürgerrechte, Kultur oder Film- und Medienförderung sind nur einige 

Beispiele, bei denen Stiftungen zum Wohle der Bürger tätig werden. Doch stoßen Stiftungen, 

die in mehr als nur einem Mitgliedstaat aktiv werden wollen, oder Spender, die für eine gute 

Sache außerhalb ihres Landes Geld geben möchten, auf Barrieren. Denn nicht überall wird die 

Gemeinnützigkeit ohne Weiteres anerkannt. Vielmehr sind aufwendige, kosten- und 

zeitintensive Verfahren zur Anerkennung notwendig, zivil- und steuerrechtliche Barrieren 

sind nicht ohne intensive (Rechts- bzw. Steuer-)Beratung zu bewältigen. Die Ressourcen, die 

darauf verwendet werden, stehen für gemeinnützige Zwecke nicht mehr zur Verfügung. 

Am 8. Februar 2012 legte die Kommission einen Vorschlag zur Schaffung eines Europäischen 

Stiftungsstatuts vor, der diese Hemmnisse abbauen, grenzüberschreitende Tätigkeiten von 

Stiftungen erleichtern und den Transfer von Spendengeldern vereinfachen soll. Das neue 

Stiftungsstatut soll neben nationalen Regelungen existieren und durch eine Anpassung 

existierender Strukturen umgesetzt und überwacht werden. Die Europäische Stiftung (FE) soll 

in mindestens zwei Mitgliedstaaten aktiv sein und mit einem Mindestgrundstockvermögen 

von 25 000 EUR ausgestattet sein. Durch die Einführung von Mindeststandards, u. a. in den 

Bereichen Transparenz, Rechenschaftspflicht, Registrierung, Aufsicht und 

Rechnungsprüfung, soll die FE zu einer Art Gütesiegel für Bürger und Spender werden. Im 

steuerrechtlichen Bereich sollen die durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) gefällten 

drei Urteile bzw. deren Grundsätze hinsichtlich der nichtdiskriminierenden Besteuerung 

ausländischer Stiftungen in Zukunft automatisch und ohne Vergleichbarkeitsprüfung 

angewandt werden. 

Die Verfasserin der Stellungnahme unterstützt den Vorschlag der Kommission und möchte 

ein starkes Signal an die Mitgliedstaaten senden, das Europäische Stiftungsstatut zügig 

umzusetzen. Sie hebt in diesem Zusammenhang hervor, wie wichtig die Dauerhaftigkeit und 

Lebensfähigkeit der FE sowie eine effiziente Aufsicht sind, um das Ansehen der FE und das 

Vertrauen in sie zu stärken. 

Die Verfasserin der Stellungnahme hat sich dafür eingesetzt, dass der Kulturausschuss neben 

dem federführenden Rechtsausschuss als Sprachrohr der Bürger seine Stellungnahme mit 

Empfehlungen zu diesem Dossier abgeben kann. Sie verweist mit Nachdruck auf die Vorteile, 

die sich durch die Schaffung des Statuts für die verschiedenen Betroffenen ergeben: 
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– für die Bürger: Durch den Abbau kostenintensiver Barrieren für die grenzüberschreitende 

Tätigkeit von Stiftungen stünde mehr Geld für die Verwirklichung gemeinnütziger 

Zwecke zur Verfügung. 

– für die Spender: Grenzüberschreitende Spenden würden weniger Kosten und 

Verwaltungsaufwand mit sich bringen; Spender könnten sich an der FE als einer Art 

Gütesiegel orientieren. 

– für Stiftungen: Sie würden von mehr Rechtssicherheit anhand einer abschließenden Liste 

von rechtlich und steuerlich gegenseitig anerkannten, gemeinnützigen Zwecken und 

weniger Kosten für Verwaltungs- und Beratungsaufwand profitieren und könnten somit 

Ressourcen und Wissen besser bündeln und transferieren; die Zuhilfenahme der FE als 

einer Art Gütesiegel könnte mehr grenzüberschreitende Aktivitäten und Spenden 

stimulieren. 

– für die Mitgliedstaaten: Trotz Spardrucks stünden in Zukunft mehr Gelder für wichtige 

Bereiche wie Bildung, Forschung, Soziales, Gesundheit, Kultur und Umwelt zur 

Verfügung. 
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